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Minijobs 
Welche Vorteile bringt die Versicherungspflicht? 

 
Gut sieben Millionen Minijobber gibt es derzeit.  
Grundsätzlich sind Minijobs immer rentenver-
sicherungspflichtig. Doch diese Pflicht kann 
ganz einfach abgewählt werden. Und das tun 
die meisten Jobber. Sie sparen hierdurch 
meistens maximal etwa 16 Euro im Monat. 
Diese Knausrigkeit rächt sich vielfach im Alter. 
Denn die Rentenversicherungspflicht des Mi-
nijobs bringt den meisten Jobbern erhebliche 
Vorteile bei der Rente.  
 
Biallo-Tipp 1: Die Versicherungspflicht 
macht aus rentenrechtlichen „Lücken-
zeiten“ vollwertige Versicherungszei-
ten  
 
Zum einen bringt die Versicherungspflicht 
Rentenversicherungsansprüche. Denn die 
Zeit, in der ein versicherungspflichtiger Minijob 
ausgeübt wird, zählt als vollwertige Versiche-
rungszeit. Das bedeutet: Wer ansonsten – 
etwa über eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung – nicht versicherungspflichtig 
ist und den Minijob als einzige Beschäftigung 
ausübt, sollte einige Euro „investieren“ und es 
bei der Versicherungspflicht des Minijobs be-
lassen. 
 
Minijobs zählen daher beispielsweise mit, 
wenn es um folgende Punkte geht: 
 

• den Anspruch auf die neue Grund-
rente, 

• die 45-jährige Wartezeit für die Alters-
rente für besonders langjährige Versi-
cherte 

• und den Anspruch auf Erwerbsminde-
rungsrente und Rehabilitationsmaß-
nahmen. 
 

Darüber hinaus sorgt die Rentenversiche-
rungspflicht des Minijobs unter anderem bei 
vielen Elternteilen mit Kindern im Alter von bis 
zu zehn Jahren für ein deutliches Rentenplus. 
 
Biallo Tipp 2: Wer ohnehin in der Ren-
tenversicherung versicherungspflich-
tig ist, für den ist die Versicherungs-
pflicht des Minijobs verzichtbar 
 
Tipp Nr. 1 betrifft die Mehrheit der Minijobber. 
In Tipp Nr. 2 geht es um die Minderheit der 
Jobber, die ohnehin schon versicherungs-
pflichtig sind. Dies sind vor allem 
 

• alle, die den Minijob als Nebenjob ne-
ben einer sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung ausüben, 

• diejenigen, die als pflegende Angehö-
rige eines Pflegebedürftigen ab Pflege-
grad 2 versicherungspflichtig sind, 

• Elternteile, die in den ersten drei Le-
bensjahren ihres Kindes über die ren-
tenrechtliche Kindererziehungszeit 
versicherungspflichtig sind. 
 

Diese ohnehin versicherungspflichtigen Mi-
nijobber können problemlos auf die Renten-
versicherungspflicht des Minijobs verzichten 
und so ein paar Euro monatlich sparen. 
Im Einzelfall ist eine Abwahl der Rentenversi-
cherungspflicht in solchen Fällen sogar in Hin-
blick auf die neue Grundrente ratsam. Darauf 
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hat Andreas Irion in der Zeitschrift „Die Ren-
tenversicherung“ 6/2020 hingewiesen. Die 
Zeitschrift ist das Organ des Bundesverbands 
der Rentenberater. Die Versicherungspflicht 
des Minijobs kann nämlich in Einzelfällen bei 
der Grundrente paradoxerweise für die 

Betroffenen zu einem Sinken der späteren Ge-
samtrente führen.  
Im Folgenden erläutern wir die zentralen Vor-
teile der Rentenversicherungspflicht für die 
„Nur-Mini-Jobber“ im Einzelnen und beantwor-
ten die wichtigsten Fragen zu Minijobs. 

 
Blick auf die Statistik 
Nach den vorläufigen Daten der Bundesagentur für Arbeit gab es im Oktober 2020 insgesamt 
7,14 Millionen geringfügig entlohnte Beschäftigte (also: Minijobber). Davon waren 2,93 Millionen 
Minijobber im Nebenjob. Letztere übten ihren Minijob neben einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung aus. Ob der Minijob rentenversicherungspflichtig ist oder nicht, spielt in diesen 
Fällen keine besonders große Rolle, da die Betroffenen über ihren Hauptjob bereits abgesichert 
sind. In Einzelfällen kann die Versicherungspflicht dann sogar dafür sorgen, dass der Gesamt-
Rentenanspruch etwas niedriger ausfällt. 
In diesem Dossier geht es um die 4,21 Millionen Minijobber (Stand: Oktober 2020), also die 
überwiegende Mehrheit der Jobber, die ihren Job als einzige Beschäftigung ausüben (bezie-
hungsweise – was möglich ist – mehrere kleine Minijobs haben, bei denen das Arbeitsentgelt 
insgesamt 450 Euro nicht übersteigt). 

 
Was ein Minijob für die Grundrente bringt 

 
Versicherte von heute, die später mit einer 
niedrigen Rente rechnen, können jetzt schon 
einiges tun, um sich in Zukunft die Grundrente 
zu sichern. Minijobs spielen dabei eine ganz 
entscheidende Rolle – solange die Rentenver-
sicherungspflicht nicht abgewählt ist.  
 
Wie wichtig das „Sammeln“ von versiche-
rungspflichtigen Zeiten per Minijob sein kann, 
lässt sich am besten an einem Beispiel zeigen. 
Nehmen wir an, Sie sind 62 Jahre alt, allein-
stehend und haben lange als technische 
Zeichnerin gearbeitet – aber in Teilzeit. Sie ha-
ben jeweils etwa 40 Prozent des Einkommens 
aller Rentenversicherten erzielt. Bisher kom-
men Sie auf 32,5 Versicherungsjahre, die für 

die Grundrente anerkannt werden – und der-
zeit beziehen Sie Arbeitslosengeld I.  
 
Wichtig zunächst: Um den Zuschlag zur 
Rente zu erhalten, der Grundrente genannt 
wird, reichen 32,5 Versicherungsjahre nicht, 
es müssen schon mindestens 33 Versiche-
rungsjahre, am besten aber 35 Jahre sein. An-
dernfalls wird es mit der Grundrente nichts 
werden. Dass die technische Zeichnerin aus 
unserm Beispielfall Arbeitslosengeld I bezieht, 
hilft ihr dabei nicht. Zeiten des Bezugs dieser 
Leistung zählen nicht mit, wenn es um die 
Grundrente geht. Gleiches würde auch für die 
Zeit des Bezugs von Hartz IV (Arbeitslosen-
geld II) gelten oder auch die Zeit des Bezugs 
von Erwerbsminderungsrente.  

 
Rentenversicherungspflichtiger Minijob bringt Anspruch auf Grundrente 

 
Die Zeit, in der ein Minijob neben dem Bezug 
dieser Leistungen ausgeübt wird, wird dage-
gen als vollwertige sogenannte „Grundrenten-
zeit“ anerkannt – wenn der Minijob rentenver-
sicherungspflichtig ist. Grundrentenzeiten 
nennt der Gesetzgeber alle Versicherungszei-
ten, die mitzählen, wenn geprüft wird, ob die 
für den Grundrentenanspruch erforderlichen 
33 beziehungsweise 35 Versicherungsjahre 
erfüllt sind. Hohe zusätzliche Rentenansprü-
che würde der Minijob zwar nicht bringen. Er 
kann aber dafür sorgen, dass später über-
haupt ein Anspruch auf Grundrente besteht. 

Das gilt aber nur, wenn der Job rentenversi-
cherungspflichtig ist. 
 
Die Minijob-Zeit selbst wird dabei nicht aufge-
wertet. Wenn die Höhe des Grundrentenan-
spruchs später ausgerechnet wird, werden nur 
Jobs aufgewertet, in denen ein Arbeitnehmer 
mindestens 30 Prozent des jeweils aktuellen 
Durchschnittsentgelts aller Versicherten ver-
dient hat. Diese Marke liegt – Stand 2021 – bei 
monatlich 1039 Euro. Wenn Sie so viel verdie-
nen, kann das Arbeitsentgelt im Rahmen der 
Grundrenten-Regel aufgewertet werden. Der 
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Verdienst im Minijob liegt weit unter dieser 
Marke, kann also nicht aufgewertet werden. Er 
kann aber dafür sorgen, dass die sonstigen 
Zeiten mit höherem Verdienst aufgewertet 
werden können.  
 
 
Beispielrechnung: 
Zurück zum Beispielfall der technischen Zeich-
nerin, die 32,5 Jahre sozialversicherungs-
pflichtig teilzeitbeschäftigt war und jeweils 40 
Prozent des Durchschnittsentgelts aller Versi-
cherten erzielt und entsprechende Beiträge in 
die Rentenkasse gezahlt hat. In der Sprache 
der Rentenversicherung bedeutet das: Sie hat 
jeweils 0,4 Entgeltpunkte (EP) erworben. Da-
mit hat sie (32,5 x 0,4=) 13 EP angesammelt.  
 
Durch 2,5 weitere rentenversicherungspflich-
tige Jahre im Minijob kommt sie auf 35 Versi-
cherungsjahre, die für die Grundrente aner-
kannt werden („Grundrentenzeiten“).  
 
Aufgewertet werden dann die 13 EP in den 
32,5 versicherungspflichtigen Jahren mit „nor-
maler“ sozialversicherungspflichtiger Beschäf-
tigung. Dabei wird folgende Rechnung aufge-
macht: Der Versicherten werden hierfür 

weitere 13 EP zuerkannt, ihr Anspruch wird 
also quasi verdoppelt. Von den zusätzlichen 
Grundrenten-EP gibt es allerdings einen Ab-
schlag von 12,5 Prozent. Es bleiben damit nur 
(13 EP minus 12,5 Prozent =) 11,38 EP. Das 
ist ihr Grundrentenzuschlag.  
 
Ihre Rente könnte damit auf Grundlage von 13 
plus 11,38 EP errechnet werden. Hinzu kom-
men für die zweieinhalb Minijobjahre insge-
samt etwa 0,32 EP. Damit würde ihre Rente 
auf Grundlage von (13 + 11,38 + 0,32 =) 24,7 
EP errechnet. Beim aktuellen Rentenwert 
West, der bis Juni 2022 bei 34,19 Euro liegt, 
wären das 844 Euro brutto. Davon gehen noch 
die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversiche-
rung ab. 
 
Würde die Betroffene die Rentenversiche-
rungspflicht des Minijobs abwählen, würde 
ihre Rente auf Grundlage von 13,32 EP be-
rechnet. Das wären derzeit 455 Euro. 
 
Die Rentenversicherungspflicht des Minijobs 
bringt der Betroffenen in diesem Beispielfall 
ein sattes monatliches Rentenplus in Höhe 
von 389 Euro (Stand 2021). 

 
Minijob und Altersrente für besonders langjährig Versicherte 

 
Die Altersrente für besonders langjährig Versi-
cherte ist für die meisten älteren Arbeitnehmer 
die bei weitem attraktivste Frührente. Denn sie 
ermöglicht es, deutlich vor dem regulären 
Rentenalter ohne Abschläge in Rente zu ge-
hen. Nur: Dafür muss man 45 Versicherungs-
jahre nachweisen, im Prinzip also eine Ren-
tenbiografie ohne Lücken haben.  
 
Problematisch für viele Ältere ist dabei die Re-
gelung zum Arbeitslosengeld: Zeiten des Be-
zugs dieser Leistung zählen zwar im Prinzip 
als vollwertige Versicherungszeiten, tragen 
also mit dazu bei, dass die 45 für die beson-
dere Rente geforderten Versicherungsjahre 
erfüllt werden. Der Haken ist allerdings: Dies 
gilt nicht für die Zeit des ALG-Bezugs in den 
letzten beiden Jahren vor Renteneintritt. So 
wollte der Gesetzgeber eine „Frühverren-
tungswelle“ verhindern. Zeiten des Bezugs 
von Hartz IV (Arbeitslosengeld II) zählen oh-
nehin nicht als anerkannte Versicherungszeit, 
wenn es um den Grundrentenanspruch geht. 
Ein Beispiel zum Bezug von Arbeitslosengeld:  

Ein Arbeitnehmer wurde im Dezember 2020 
mit 62 Jahren (Jahrgang 1958) von seinem Ar-
beitgeber entlassen und bezieht seitdem die 
Versicherungsleistung Arbeitslosengeld I. 
Diese Leistung wird von vielen älteren Arbeit-
nehmern vor der Rente bezogen.  Sein Plan 
ist, im Januar 2023 die abschlagsfreie Alters-
rente für besonders langjährig Versicherte zu 
beantragen. Denn im Dezember 2022 wird er 
64 Jahre alt. Damit kann er im Folgemonat die 
Altersrente für besonders langjährig Versi-
cherte erhalten – soweit er die hierfür geltende 
Mindestversicherungszeit erreicht.  
 
Der Haken an der Sache: Wenn die Renten-
versicherung in einem solchen Fall prüft, ob 
die Anspruchsvoraussetzungen hierfür erfüllt 
sind, wird die Zeit des Arbeitslosengeld-Be-
zugs nicht berücksichtigt, weil sie in die letzten 
beiden Jahre vor der Rente fällt. Zum Problem 
wird dies, wenn der Betreffende ohne die 
letzte Zeit des ALG-I-Bezugs die hoch ange-
setzte „45-Jahres-Hürde“ nicht nimmt. Gege-
benenfalls muss er dann – soweit er früh in 
Rente gehen möchte – die Altersrente für 
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langjährig Versicherte (also ohne den Zusatz 
„besonders“) in Anspruch nehmen. Dabei 
müsste er – da er 1958 geboren wurde – einen 
Rentenabschlag von maximal 10,8 Prozent 
und bei einem Renteneintritt mit 64 Jahren von 
7,2 Prozent hinnehmen. Für einen Durch-
schnittsrentner macht das schon ein Minus 
von rund 100 Euro monatlich und das bis zum 
Lebensende. 
 
Tipp: Minijob kann Rentenanspruch si-
chern 
 
Für ältere Arbeitnehmer, die in den beiden 
Jahren vor der geplanten Rente für besonders 
langjährig Versicherte die Versicherungsleis-
tung Arbeitslosengeld beziehen, gibt es aber 
eine Hintertür, um in der Zeit der Arbeitslosig-
keit weitere anerkannte Versicherungsmonate 
anzusammeln: Sie können einen Minijob auf-
nehmen. 
 
Die Zeit, in der ein Minijob ausgeübt wird, gilt 
– wie erwähnt – als vollwertige 

Versicherungszeit. Die Tatsache, dass gleich-
zeitig Arbeitslosengeld bezogen wurde, spielt 
dabei keine Rolle. Die Betroffenen müssen al-
lerdings die Arbeitsagentur über die Aufnahme 
des Minijobs informieren. Der Teil des Ver-
dienstes, der nach Abzug der Werbungskos-
ten monatlich 165 Euro übersteigt, wird voll auf 
das Arbeitslosengeld angerechnet. Interes-
sant für die Minijobber zusätzlich: Die Versi-
cherungspflicht des Minijobs macht die Be-
troffenen in einem solchen Fall um keinen ein-
zigen Cent ärmer. Denn angerechnet wird nur 
der Nettoverdienst im Minijob. Da dieser durch 
die Rentenversicherungspflicht niedriger aus-
fällt, wird auch das Arbeitslosengeld entspre-
chend weniger gekürzt. Indirekt finanziert so 
die Arbeitsagentur die Rentenversicherungs-
beiträge. Ganz ähnlich funktioniert dies auch, 
wenn Arbeitslosengeld II bezogen wird. 
 
Fazit: Für Minijobber, die Arbeitslosengeld o-
der ALG II beziehen, ist die Versicherungs-
pflicht des Minijobs eine rundum lohnende In-
vestition. 

 
 Rentenplus durch Kinderberücksichtigungszeit 

 
Dass die Deutsche Rentenversicherung ein 
„Herz für Kinder“ hat, ist bekannt. Pro Kind 
werden derzeit bei der Rente drei Kindererzie-
hungsjahre anerkannt. Das bringt einem El-
ternteil – meist der Mutter – später gut 100 
Euro mehr Rente im Monat. Die Kindererzie-
hungsjahre enden, wenn ein Kind drei Jahre 
alt wird. Doch damit enden die Kinder-Leistun-
gen der Rentenversicherung nicht. Denn die 
Zeit bis zum zehnten Geburtstag eines Kindes 
zählt als sogenannte Kinderberücksichti-
gungszeit.   
 
Das hilft zum einen, die sogenannten Warte-
zeiten bei der Rentenversicherung zu erfüllen. 
Dies sind Zeiten, die nachgewiesen werden 
müssen, um überhaupt Rente zu bekommen. 
Die Kinderberücksichtigungszeit zählt auch für 
die 45-jährige Wartezeit bei der Altersrente für 
besonders langjährig Versicherte. 
 
Besonders wichtig aber: Durch Kinderbe-
rücksichtigungszeiten fällt die Rente in vielen 
Fällen auch höher aus. Wenn der erziehende 
Elternteil in dieser Zeit rentenversicherungs-
pflichtig beschäftigt ist, wird sein Einkommen 
für die Rentenversicherung in der Regel auf-
gewertet – und zwar um 50 Prozent, maximal 
aber auf den Durchschnittsverdienst. Das 

bedeutet dann für einen Minijob: Aus einem 
450-Euro-Job wird für die Rente dann ein 675-
Euro-Job.  
Voraussetzung dafür ist, dass der erziehende 
Elternteil weniger als der Durchschnitt aller 
Beschäftigten verdient hat (was für 450-Euro-
Jobs ja stets zutrifft) und später beim Renten-
antrag 25 Versicherungsjahre nachweisen 
kann. Letztere Voraussetzung erfüllen Mütter 
meist leicht, weil hierbei die Kinderberücksich-
tigungszeit als Versicherungszeit mitgezählt 
wird.  
 
Doch jetzt kommt wieder die Versicherungs-
pflicht ins Spiel: Das Rentenplus gibt es nur, 
wenn ein Job versicherungspflichtig ist. Das 
bedeutet: Wenn ein Minijobber mit seiner Un-
terschrift die Versicherungspflicht des Minijobs 
abwählt, dann verzichtet sie/er auf die Aufwer-
tung dieses Jobs für ihre spätere Rente.  
 
Was die Aufwertung des Minijobs bringt 
 
Zunächst einmal: Was bringt ein Minijob ohne 
Rentenversicherungspflicht? Da hier nur der 
Arbeitgeber 15 Prozent des monatlichen Brut-
tolohns des Jobbers für die Rente abführt, 
bringt der Job keine vollen Rentenansprüche. 
Ein voller 450-Euro-Job schlägt bei der Rente 
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nur wie ein 363-Euro-Job zu Buche (Rechen-
weg: 15 Prozent geteilt durch vollen Beitrags-
satz von 18,6 Prozent mal 450 Euro). Mit Ren-
tenversicherungspflicht wird der Job jedoch 
bei Elternteilen in der Kinderberücksichti-
gungszeit zwischen dem dritten und zehnten 
Geburtstag eines Kindes wie ein 675-Euro-Job 
behandelt, ist also fast doppelt so viel wert.  
 
Wer ein Jahr lang einen solchen Job ausübt, 
erwirbt in der Regel einen Rentenanspruch, 
der derzeit monatlich 6,67 Euro wert ist, im 
Jahr sind das 80 Euro. Dieser Wert wird jähr-
lich angepasst (wobei 2021 zumindest in den 
alten Bundesländern die Rentenanpassung 
ausnahmsweise entfällt). Ein Minijobber, der 
auf seine Rentenversicherungspflicht verzich-
tet, erwirbt dagegen nur einen Rentenan-
spruch in Höhe von monatlich 3,59 Euro, im 
Jahr sind das 43 Euro. Aufs Jahr bezogen 

bringt die Rentenversicherungspflicht eines 
vollen 450-Euro-Jobs damit ein Rentenplus 
von 37 Euro. Diese Werte gelten für die alten 
Bundesländer, in den neuen Ländern fällt das 
Rentenplus geringfügig höher aus.  
 
Was dafür aufgewendet wird 
 
Dafür zahlt ein geringfügig Beschäftigter mit 
einem vollen 450-Euro-Job innerhalb eines 
Jahres 194,40 Euro (12 mal 16,20 Euro) in die 
Rentenkasse ein, also knapp 200 Euro. Mit an-
deren Worten: Eine Einzahlung von jährlich 
noch nicht einmal 200 Euro bringt ein jährli-
ches Rentenplus von 37 Euro. Das bedeutet: 
In noch nicht einmal fünfeinhalb Jahren Ren-
tenbezug hat man diese Einzahlung später 
wieder heraus. Das Verhältnis von Aufwand 
und Ertrag ist hier unschlagbar.  

 
 Die wichtigsten Fragen rund um Minijobs und Rentenversicherungspflicht 

 
Was müssen rentenversicherungspflich-
tige Minijobber zahlen, wenn sie rentenver-
sicherungspflichtig bleiben? 
 
Ein Minijobber im gewerblichen Bereich – also 
in einem normalen Betrieb und nicht im Privat-
haushalt – muss die Pauschale von 15 Pro-
zent, die der Arbeitgeber für seine Rentenver-
sicherung zahlt, um 3,6 Prozentpunkte aufsto-
cken. Das sind bei einem vollen 450-Euro-Job 
monatlich 16,20 Euro und bei einem Job mit 
monatlichen Einkünften von 200 Euro ganze 
7,20 Euro im Monat.  
 
Die entsprechenden Beträge zieht der Arbeit-
geber vom Lohn der Betroffenen ab. Wer ei-
nen vollen 450-Euro-Job hat, dem werden 
dann monatlich nur 433,80 Euro überwiesen. 
Bei einem 200-Euro-Job sind es dann nur 
192,80 Euro. 
 
Die meisten Minijobber verdienen monatlich 
weniger als 450 Euro, der Durchschnittsver-
dienst von Minijobbern lag im Jahr 2019 im ge-
werblichen Bereich nach der Statistik der Mi-
nijobzentrale bei 320,35 Euro. Doch wie hoch 
der genaue monatlich Verdienst ist, spielt in 
Sachen Rentenversicherungspflicht keine 
Rolle. So ist auch ein 100-Euro-Job rentenver-
sicherungspflichtig. 
 
Geringfügig Beschäftigte mit sehr niedrigem 
Verdienst müssen allerdings wissen, dass es 

in der Rentenversicherung eine Mindestbe-
messungsgrundlage gibt. Sie liegt bei 175 
Euro. Auf dieser Grundlage wird der Mindest-
beitrag bemessen – selbst wenn der Verdienst 
unter 175 Euro liegt. Mindestens müssen da-
mit insgesamt bei einem versicherungspflichti-
gen Minijob 32,55 Euro (18,6 Prozent von 175 
Euro) an die Rentenversicherung gezahlt wer-
den. Wer also zum Beispiel in einem gewerb-
lichen Minijob nur 100 Euro verdient, muss fol-
gendermaßen rechnen. Der Arbeitgeber zahlt 
seinen (normalen) Rentenversicherungsbei-
trag in Höhe von 15 Euro (15 Prozent von 100 
Euro). Der Jobber muss dann um 17,55 Euro 
aufstocken. Die auf den Jobber entfallenden 
Rentenversicherungsbeiträge zieht der Arbeit-
geber wiederum vom Lohn ab.  
 
Was gilt bei Minijobs in Privathaushalten? 
 
Hier zahlt der Arbeitgeber nur eine Pauschale 
von fünf Prozent des Verdienstes des Jobbers 
an die Rentenversicherung. Und auch in die-
sem Fall gilt der Minijob zunächst einmal als 
rentenversicherungspflichtig und die Pflicht 
kann auch hier abgewählt werden. Belässt der 
Minijobber es bei der Rentenversicherungs-
pflicht, so muss er den Arbeitgeberbeitrag von 
fünf Prozent um 13,6 Prozentpunkte aufsto-
cken. Bei einem vollen 450-Euro-Job sind das 
61,20 Euro, die vom Jobber zu tragen sind. 
Der Privathaushalt überweist dem Jobber 
dann monatlich statt 450 Euro nur 388,80 
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Euro. Das dürfte manche Jobber abschrecken. 
Dennoch: Wenn es darum geht, den Anspruch 
auf Grundrente, die Altersrente für besonders 
langjährig Versicherte oder den Anspruch auf 
Erwerbsminderungsrente zu sichern, lohnt 
sich auch diese Investition. 
 
Was muss ein Minijobber tun, um renten-
versicherungspflichtig zu werden? 
 
Gar nichts. Das Arbeitsverhältnis von „neuen“ 
Minijobbern ist im Normalfall rentenversiche-
rungspflichtig. Diese Pflicht kann allerdings 
abgewählt werden.  
 
Wie kann die Versicherungspflicht abge-
wählt werden? 
 
Durch eine ausdrückliche schriftliche Erklä-
rung dem Arbeitgeber gegenüber. Dazu nut-
zen Arbeitgeber meist einen Vordruck der Mi-
nijob-Zentrale. Darin heißt es: „Hiermit bean-
trage ich die Befreiung von der Versicherungs-
pflicht in der Rentenversicherung im Rahmen 
meiner geringfügig entlohnten Beschäftigung 
und verzichte damit auf den Erwerb von 
Pflichtbeitragszeiten.“ Zugleich muss man – 
wie man es von allen Formularen, insbeson-
dere auch im Internet, kennt – erklären, dass 
man die Hinweise aus dem „Kleingedruckten“ 
zur Kenntnis genommen hat. Genauer: Das 
„Merkblatt über mögliche Folgen einer 

Befreiung von der Rentenversicherungs-
pflicht“.  
 
Kann man sich nochmals für die Versiche-
rungspflicht entscheiden, wenn man sie 
vorher abgewählt hat? 
 
Wer die Versicherungspflicht abgewählt hat, 
kann sich im laufenden Beschäftigungsver-
hältnis nicht erneut für die Versicherungs-
pflicht entscheiden. Die einmal getroffene Ent-
scheidung ist für die Dauer des Minijobs bin-
dend.  
 
Tipp: Gegebenenfalls kann im Einvernehmen 
mit dem Arbeitgeber das Beschäftigungsver-
hältnis beendet werden und nach zwei Mona-
ten erneut ein Arbeitsvertrag abgeschlossen 
werden. Dann tritt automatisch Versicherungs-
pflicht ein. Darüber hinaus ist jederzeit der 
Wechsel in einen, in allen Sozialversicherun-
gen versicherungspflichtigen, 451-Euro-Job 
möglich. 
 
Dürfen auch „normale“ Arbeitnehmer ne-
benher einen Minijob aufnehmen? 
 
Ja. Jeder Arbeitnehmer hat sozusagen „einen 
Schuss frei“. Ein Minijob – aber nicht zwei! – 
ist also neben der sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung erlaubt. 
 

 
Der „Ratgeber der Woche“ ist ein Service der Verbraucher-Redaktion Biallo & Team GmbH, Bahnhofstraße 25, 
86938 Schondorf. Sie können uns erreichen unter info@biallo.de  oder per Telefon: 08192/93379-0.  
Weitere Infos unter www.biallo.de Es ist uns jedoch gesetzlich untersagt, individuell fachlich zu beraten. 
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